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Zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Umsetzung der Luftqualitätsrichtlinie (EU) 
2024/2881 in nat. Recht 
Berlin, 15. Juni 2026  

Der Bundesverband der Deutschen Kalkindustrie e. V. (BVK) unterstützt das Ziel einer weiteren 
Verbesserung der Luftqualität ausdrücklich. Die deutsche Kalkindustrie hat in den vergangenen 
Jahrzehnten erhebliche Investitionen in Emissionsminderung, moderne Anlagentechnik und 
effizientere Produktionsprozesse vorgenommen und wird diesen Weg auch im Rahmen der 
industriellen Transformation fortsetzen. 

Gleichzeitig befindet sich die energieintensive Grundstoffindustrie in einer wirtschaftlich 
äußerst schwierigen Lage. Hohe Energiepreise, zunehmende regulatorische Anforderungen, 
steigende bürokratische Belastungen sowie anhaltend schwache industrielle Produktion führen 
zu erheblichen Belastungen der Unternehmen. Dies betrifft die Kalkindustrie in besonderem 
Maße. 

Vor diesem Hintergrund bewertet der BVK den vorliegenden Referentenentwurf kritisch. Der 
Entwurf führt zu einer weiteren Ausweitung luftqualitätsrechtlicher Anforderungen sowie 
zusätzlicher Verfahrens- und Beteiligungspflichten. Dies wird Genehmigungs- und 
Planungsverfahren weiter verkomplizieren, verlängern und verteuern, obwohl diese bereits 
heute vielfach zu langwierig und komplex sind. 

Die Transformation der Kalkindustrie hin zu klimaneutralen Produktionsverfahren erfordert 
erhebliche Investitionen in bestehende Standorte und Anlagen. Diese Investitionen können 
jedoch nur erfolgen, wenn zugleich die langfristige Sicherung der heimischen 
Kalksteingewinnung gewährleistet bleibt. Zusätzliche genehmigungsrechtliche Belastungen und 
zunehmende Rechtsunsicherheit gefährden daher unmittelbar die industrielle Transformation 
der Branche. 

Aus Sicht des BVK besteht daher insbesondere bei den nachfolgenden Regelungen erheblicher 
Nachbesserungsbedarf: 
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§ 47 Absatz 1a BImSchG-E – Luftreinhaltefahrpläne 

Mit § 47 Absatz 1a BImSchG-E wird die Verpflichtung zur Aufstellung sogenannter 
Luftreinhaltefahrpläne eingeführt. Diese sollen bereits im Zeitraum zwischen 2026 und 2029 
erstellt werden, sofern ab dem Jahr 2030 geltende Immissionsgrenzwerte voraussichtlich 
überschritten werden. 

Der BVK bewertet kritisch, dass dadurch bereits vor dem rechtlichen Geltungsbeginn der neuen 
Grenzwerte erheblicher regulatorischer Anpassungsdruck entsteht. Luftreinhaltefahrpläne 
werden in der Praxis erhebliche Vorwirkungen auf Genehmigungsentscheidungen, 
Investitionsvorhaben sowie laufende Transformationsprozesse entfalten. Dies betrifft 
insbesondere emissionsintensive Grundstoffindustrien mit langfristigen Investitions- und 
Modernisierungszyklen. 

Die vorgesehene Regelung birgt die Gefahr einer faktischen Vorverlagerung zukünftiger 
Grenzwertregime. Aus Sicht des BVK bedarf es daher klarer gesetzlicher Vorgaben zur Wahrung 
von Verhältnismäßigkeit, Vertrauensschutz und Planungssicherheit für bestehende industrielle 
Standorte. Insbesondere muss ausgeschlossen werden, dass Luftreinhaltefahrpläne bereits vor 
2030 zu zusätzlichen unverhältnismäßigen Anforderungen an bestehende Anlagen führen. 

§ 47 Absatz 4 BImSchG-E – Maßnahmen gegen Emittenten 

§ 47 Absatz 4 BImSchG-E sieht vor, dass Maßnahmen entsprechend des Verursacheranteils 
gegen alle Emittenten zu richten sind, die zu Überschreitungen von Immissionswerten oder zur 
Nichteinhaltung von Expositionsminderungsverpflichtungen beitragen. 

Der BVK begrüßt grundsätzlich den Bezug auf den Verursacheranteil und den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Kritisch ist jedoch, dass der Entwurf keine hinreichenden Vorgaben zur 
methodischen Ermittlung und Abgrenzung von Verursacherbeiträgen enthält. Dies ist 
insbesondere bei komplexen Belastungssituationen mit überlagernden Verkehrs-, Hintergrund- 
und Industriebeiträgen problematisch. 

Gerade bei diffusen Staubquellen, sekundären Aerosolen sowie regionalen 
Hintergrundbelastungen besteht die Gefahr einer überschätzten Zurechnung industrieller 
Einzelbeiträge. Aus Sicht des BVK bedarf es daher klarer Anforderungen an 
Quellendifferenzierung, Nachweisführung und methodische Transparenz. Maßnahmen dürfen 
ausschließlich auf belastbaren und nachvollziehbaren Datengrundlagen beruhen. 

§ 47 Absatz 5a BImSchG-E – Öffentlichkeitsbeteiligung 

Mit § 47 Absatz 5a BImSchG-E werden die Anforderungen an Öffentlichkeitsbeteiligung, 
Bekanntmachung und Dokumentation bei der Aufstellung und Änderung von 
Luftreinhalteplänen und Luftreinhaltefahrplänen erheblich ausgeweitet. 

Der BVK sieht die Gefahr einer deutlichen Erhöhung von Verfahrensdauer, Verwaltungsaufwand 
und Fehleranfälligkeit. Die zusätzlichen Verfahrensanforderungen führen zu einer weiteren 
Verrechtlichung technisch-fachlicher Bewertungsfragen und erhöhen zugleich die gerichtliche 
Angreifbarkeit entsprechender Planungen. 
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Aus Sicht des BVK sollte die Öffentlichkeitsbeteiligung praktikabel und vollzugstauglich 
ausgestaltet werden. Zusätzliche nationale Verfahrensanforderungen, die über das 
unionsrechtlich Erforderliche hinausgehen, sollten vermieden werden. 

§ 50 BImSchG-E und § 1 Absatz 6 Nummer 7 BauGB-E – „Bestmögliche Luftqualität“ 

Mit den Änderungen des § 50 BImSchG sowie des § 1 Absatz 6 Nummer 7 BauGB wird die 
„Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität“ ausdrücklich als Belang in Fachplanung und 
Bauleitplanung verankert. 

Der BVK weist darauf hin, dass die Richtlinie bereits unionsrechtlich einen Ansatz 
kontinuierlicher Luftqualitätsverbesserung enthält. Durch die ausdrückliche Integration in das 
nationale Fachplanungs- und Bauplanungsrecht erhält diese Zielsetzung jedoch zusätzliche 
praktische und gerichtliche Steuerungswirkung. 

Dies kann künftig erhebliche Auswirkungen auf Raumordnungs-, Bauleitplanungs- und 
Genehmigungsverfahren haben und zu zusätzlichen Konflikten bei industriellen Standorten 
sowie bei Rohstoffgewinnungsvorhaben führen. 

Aus Sicht des BVK bedarf es daher einer klaren gesetzlichen Einordnung, dass die 
Berücksichtigung der „bestmöglichen Luftqualität“ im Rahmen der planerischen Abwägung 
verhältnismäßig zu erfolgen hat und andere öffentliche Belange, insbesondere 
Rohstoffsicherung, industrielle Transformation, Infrastruktur- und Wohnungsbauinteressen, 
angemessen zu berücksichtigen sind. 

§§ 5 und 6 der 39. BImSchV-E – Modellierungen und zusätzliche Messanforderungen 

Die vorgesehenen Regelungen erweitern die Bedeutung von Modellierungsanwendungen 
erheblich. Modellierte Überschreitungen können künftig zusätzliche Messungen, zusätzliche 
Messstellen sowie weitere regulatorische Maßnahmen auslösen. 

Der BVK bewertet dies kritisch. Modellierungen sind notwendige Instrumente der 
Luftqualitätsbewertung, unterliegen jedoch erheblichen methodischen und 
parameterbezogenen Unsicherheiten. Dies gilt insbesondere bei komplexen 
Emissionssituationen mit diffusen Staubquellen, Verkehrsüberlagerungen, 
Hintergrundbelastungen und sekundären Aerosolen. 

Der Entwurf enthält bislang keine hinreichend konkreten Anforderungen an Validierung, 
Unsicherheitsbetrachtung und Plausibilisierung von Modellierungsanwendungen. Dadurch 
entstehen erhebliche Rechtsunsicherheiten sowie zusätzliche Belastungsrisiken für industrielle 
Standorte. 

Aus Sicht des BVK müssen Modellierungen transparent, nachvollziehbar und methodisch 
belastbar ausgestaltet werden. Regionale Hintergrundbelastungen und Ferntransporte sind 
angemessen zu berücksichtigen. Industrielle Einzelquellen dürfen nicht überschätzt werden. 

§ 6 Absatz 9 und 10 der 39. BImSchV-E – zusätzliche Messparameter 

Die Regelungen sehen zusätzliche Überwachungsanforderungen unter anderem für ultrafeine 
Partikel, black carbon sowie weitere Partikelparameter vor. 
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Der BVK weist darauf hin, dass für diese Parameter bislang teilweise weder belastbare 
Bewertungsmaßstäbe noch konsolidierte regulatorische Konzepte bestehen. Die Einbeziehung 
zusätzlicher Messparameter ohne klare regulatorische Begrenzung birgt die Gefahr zusätzlicher 
Rechtsunsicherheit und regulatorischer Vorwirkungen. 

Aus Sicht des BVK sollte sich die Umsetzung auf wissenschaftlich belastbare, harmonisierte 
und regulatorisch hinreichend konkretisierte Parameter konzentrieren. Zusätzliche 
Beobachtungs- und Messsysteme dürfen nicht zu unverhältnismäßigen Belastungen oder 
mittelbaren Verschärfungen für industrielle Standorte führen. 

Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes – gerichtliche Überprüfung von 
Messstellenentscheidungen 

Mit der vorgesehenen Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes werden Entscheidungen 
über Standorte und Anzahl von Probenahmestellen gerichtlich überprüfbar. 

Der BVK sieht hierin eine erhebliche Ausweitung gerichtlicher Konfliktpotenziale. 
Messstellenentscheidungen sind hochkomplexe technisch-fachliche Bewertungen, deren 
zunehmende Verrechtlichung zu zusätzlicher Rechtsunsicherheit sowie erheblichen 
Verfahrensverzögerungen führen kann. 

Aus Sicht des BVK sollten die Anforderungen an Messstellen primär fachlich-wissenschaftlich 
und nicht prozessstrategisch geprägt sein. Die Festlegung von Messstellen muss repräsentativ, 
nachvollziehbar und verhältnismäßig erfolgen. 

Notwendige Änderungen der TA-Luft 

Die Absenkung der luftqualitätsrechtlichen Immissionswerte wird sich zwangsläufig auf die 
Anwendung der Nummer 4.1 TA Luft auswirken. Die dort geregelten Irrelevanzschwellen dienen 
der normativen Konkretisierung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und gewährleisten, dass 
Zusatzbelastungen, die im Hinblick auf die Einhaltung der Immissionswerte rechtlich 
unerheblich sind, nicht zu unverhältnismäßigen Anforderungen im Genehmigungsverfahren 
führen. 

Die Irrelevanzschwelle beträgt derzeit regelmäßig 3 % des jeweiligen Immissionswertes. Bei 
einer gleichzeitigen deutlichen Absenkung der luftqualitätsrechtlichen Immissionswerte führt 
die Beibehaltung dieses Prozentsatzes jedoch zu einer erheblichen Absenkung der absolut 
zulässigen Zusatzbelastung. 

Dies lässt sich exemplarisch am Jahresgrenzwert für Stickstoffdioxid verdeutlichen. Bei einem 
Immissionswert von bislang 40 µg/m³ beträgt die Irrelevanzschwelle 1,2 µg/m³. Wird der 
Immissionswert auf 20 µg/m³ abgesenkt, reduziert sich die Irrelevanzschwelle auf lediglich 0,6 
µg/m³. Die Schwelle halbiert sich somit, obwohl sich die tatsächliche Relevanz des 
Zusatzbeitrags nicht verändert hat. 

Die Folge wäre eine erhebliche Ausweitung des Prüfungsumfangs in 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs- und Änderungsgenehmigungsverfahren. 
Zahlreiche Vorhaben, deren Zusatzbelastung bislang als irrelevant einzustufen war, würden 
künftig einer vertieften Prüfung unterliegen. Dies stellt eine faktische Verschärfung des 
Genehmigungsrechts dar, die weder durch eine Änderung der Anforderungen an Anlagen noch 
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durch neue wissenschaftliche Erkenntnisse begründet ist, sondern allein auf einer 
rechnerischen Folge abgesenkter Immissionswerte beruht. 

Zur Aufrechterhaltung des bisherigen materiellen Schutzniveaus und der bewährten 
Abgrenzungsfunktion der Irrelevanzregelung ist daher eine Anpassung der Nummer 4.1 TA Luft 
erforderlich. Die Kalkindustrie fordert daher die Irrelevanzschwellen von derzeit 3 % auf 6 % des 
jeweiligen Immissionswertes anzuheben. Dadurch würde die bisherige absolute Schwelle im 
Wesentlichen erhalten und eine unbeabsichtigte Verschärfung der 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungspraxis vermieden. Zugleich bliebe die 
Schutzfunktion der Immissionswerte uneingeschränkt gewahrt. 

______________________________________________________________________________  

 
Der Bundesverband der Deutschen Kalkindustrie e.V. 

Im Bundesverband der Deutschen Kalkindustrie e. V. (BVK) sind rund 50 Unternehmen an über 80 
Standorten vertreten. Gemeinsam produzieren sie mit fast 3.000 Beschäftigten rund 6 Mio. Tonnen 
Branntkalk im Jahr und erwirtschaften einen Gesamtumsatz von rund 1 Mrd. Euro. (Stand: 2024) 
Der BVK engagiert sich als Vertretung der Kalkindustrie in Deutschland gegenüber Politik und Behörden 
und ist registrierter Interessenvertreter (R001630) im Lobbyregister beim Deutschen Bundestag.  

Die Kalkindustrie liefert den unverzichtbaren und vielseitigen Rohstoff Kalk, der am Anfang vieler 
Wertschöpfungsketten steht. Kalk wird u.a. im Haus- oder Straßenbau, im Umweltschutz sowie bei der 
Produktion von Eisen und Stahl, der chemischen Industrie, Glas und Kunststoffen, zahlreichen 
Hygieneartikeln, Papier, Lebensmitteln und Getränken eingesetzt. 

Weitere Informationen: www.kalk.de 
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